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1.  Einleitung 
Am Ende des zweiten Weltkrieges war im zerstörten Europa die Notwendigkeit einer 
neuen Wirtschaftsordnung gegeben. Insbesondere in Deutschland war es wichtig, 
dass durch diese ein erneuter Krieg verhindert würde. Das 1918 nach dem ersten 
Weltkrieg entstandene wirtschaftliche System wurde damals als eine der 
Hauptursachen für den Aufstieg des nationalsozialistischen Regimes gesehen. Die 
Sieger des ersten Weltkrieges hatten sich gegen einen direkten Eingriff in die 
Wirtschaftspolitik Deutschlands entschieden und damit die Entwicklung der 
marktwirtschaftlichen Ordnung der Weimarer Republik ermöglicht. Dieses Vorgehen 
erschien den Siegermächten nach dem zweiten Weltkrieg fehlerhaft und 
veranlasste sie zur Besetzung Deutschlands und zur Restriktion der Wirtschaft.  
Auf der anderen Seite entwickelte sich in Deutschland eine Konzeption, um die 
Wirtschaft in den Dienst der Menschheit zu stellen. Die Notwendigkeit dafür setzte 
innerdeutsche Prozesse in Gang, die zur Errichtung der Sozialen Marktwirtschaft 
führten. 
Mit dieser Arbeit soll gezeigt werden, dass das politische Vorgehen der westlichen 
Siegermächte bei der wirtschaftlichen Neuordnung Deutschlands eine 
untergeordnete Rolle spielte. Vielmehr wird zu erkennen sein, dass die von ihnen 
getroffenen Vorkehrungen unnötig waren und die Entwicklung der deutschen 
Ökonomie hin zur Sozialen Marktwirtschaft von einer Pfadabhängigkeit bestimmt 
war.
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2. Bilanz eines Krieges - 
 Europa am Ende des Zweiten Weltkrieges 
Mit der bedingungslosen Kapitulation der Deutschen Wehrmacht am 8. Mai 1945 
im Hauptquartier General Eisenhowers in Reims und am 9. Mai 1945 im 
sowjetischen Hauptquartier in Berlin-Karlshorst endete der zweite Weltkrieg. Die 
deutsche Regierung amtierte noch bis zum 23.Mai. Das Tausendjährige Reich hörte 
auf zu existieren. 
  
2.1 Die Anti-Hitler-Koalition 
Bereits im August 1941 wurde mit der Atlantik-Charta das Grundkonzept der Anti-
Hitler-Koalition gebildet. Dabei beschlossen der britische Premierminister Winston 
S. Churchill und der amerikanische Präsident Franklin D. Roosevelt als 
gemeinsames Kriegsziel die endgültige Vernichtung der Nazityrannei. Sie sollte die 
Basis für eine neue friedliche Weltordnung bilden. Im September 1941 trat die 
Sowjetunion der Atlantik-Charta bei.1  
Zum ersten Treffen der „Großen Drei“ kam es Ende November 1943 in Teheran. Auf 
dieser Konferenz wurde über das gemeinsame Vorgehen bis zum Ende des Krieges 
beraten. Ein wichtiges Thema war die Aufteilung Deutschlands nach dessen 
Kapitulation, welche mehr einer Zerstückelung glich. 2  Ein Vorschlag hierzu war der 
Morgenthau-Plan, bei dem Deutschland in ein rückständiges Agrarland ohne 
Industrie umgewandelt und in unabhängige Staaten geteilt werden sollte.3 Die 
Meinungen gingen dabei noch sehr weit auseinander. Aufgrund der 
unterschiedlichen Vorstellungen über ein zukünftiges Deutschland und den damit 
einhergehenden Veränderungen in Europa, wurde die European Advisory 
Commission (EAC) in Teheran gegründet. Sie sollte gemeinsame Lösungen 
erarbeiten, so z.B. die Kapitulationsurkunde und die Einteilung Deutschlands in 
Besatzungszonen.4 Die Teilnehmer der Konferenz waren sich aber darüber einig, 
dass Deutschland vollständig und dauerhaft entwaffnet und dessen Kriegspotential 
                                                 
1 Vgl. Wiegand (Hrsg.), Wiegand, Grolig-Gräf (1989), S. 192 
2 Vgl. [ebd.] 
3 Vgl. Halder (2003), S. 115f.  
4 Vgl. Benz (2005), S. 35ff. 
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zerstört und langfristig überwacht werden sollte. Ebenso herrschte Einigkeit über 
die Beseitigung des Nationalsozialismus und des Militarismus.5  
Als sich Stalin, Roosevelt und Churchill im Februar 1945 in Jalta versammelten, 
stand das Kriegsende kurz bevor. Zu diesem Zeitpunkt war von Osten her die Rote 
Armee schon weit ins Deutsche Reich vorgedrungen, und im Westen startete die 
letzte Großoffensive der britisch-amerikanischen Truppen. Begleitet vom Gefühl des 
baldigen Sieges über das NS-Regime mussten Entscheidungen hinsichtlich des 
neuen Deutschlands und des zukünftigen Europas gefällt werden.6 In Bezug auf die 
Zerstückelungspläne Deutschlands gingen die Meinungen der Alliierten erneut 
auseinander. Aus diesem Grund wurde die definitive Entscheidung bis auf weiteres 
vertagt. Vielmehr wurde die Aufteilung Deutschlands in Besatzungszonen nach den 
erarbeiteten Vorgaben des EAC beschlossen. Ebenso wurden die Sektorengrenzen 
in der Hauptstadt Berlin festgelegt. Politisch und wirtschaftlich sollte Deutschland 
jedoch eine Einheit bleiben. Für die Kontrolle und koordinierte Verwaltung war eine 
Zentralkommission vorgesehen, der Alliierte Kontrollrat. Weiterhin wurde 
beschlossen, Frankreich zur Teilnahme an der Kontrollkommission als vierte Macht 
aufzufordern und ihnen eine Besatzungszone zu übergeben. Diese sollte auf 
Drängen Stalins aus dem britischen und amerikanischen Gebiet herausgenommen 
werden. Eine endgültige Regelung sollte erst in einer Nachkriegskonferenz 
erfolgen.7 Das Dauerthema während der Konferenz war die Frage der 
Reparationen. Die UdSSR verlangte insgesamt 20 Milliarden US-Dollar (USD), wobei 
sie für sich selbst allein die Hälfte davon beanspruchte. Über die Höhe gingen die 
Meinungen der alliierten Mächte weit auseinander. Einigkeit herrschte jedoch 
darüber, dass die Reparationen in Form von Sachleistungen erbracht werden 
sollten.8 Die Konferenz von Jalta war gekennzeichnet von gegenseitigem 
Misstrauen, welches mit dazu beitrug, dass noch keine endgültigen Beschlüsse 
gefasst wurden und vieles zu einem späteren Zeitpunkt verhandelt werden sollte.9  
Nachdem es früher als noch in Jalta erwartet, am 8. Mai 1945, zur 
bedingungslosen Kapitulation Deutschlands kam,10 mussten die Hauptmächte 
erneut Verhandlungen über das weitere Vorgehen und die vielen wichtigen 
                                                 
5 Vgl. Görtemaker (2004), S. 15 
6 Vgl. Halder (2003), S. 26f. 
7 Vgl. Wiegand (Hrsg.), Wiegand, Grolig-Gräf (1989), S. 195 
8 Vgl. Halder (2003), S. 27ff. 
9 Vgl. Echternkamp (2003), S. 78f. 
10 Vgl. Benz (2005), S.46 
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Nachkriegsfragen, die bei den Konferenzen während des Krieges unbeantwortet 
geblieben waren, führen. Am 5. Juni 1945 übernahmen die Regierungen der vier 
Hauptsiegermächte11 mit der Berliner Erklärung die oberste Regierungsgewalt in 
Deutschland, nachdem es für 14 Tage keine oberste Staatsgewalt gegeben hatte.12 
Mit dieser Erklärung wurde die deutsche Souveränität beseitigt. Außerdem legten 
sie fest, dass sie alle sich ergebenden Fragen, innen- und außenpolitisch, selbst 
regeln wollten.13 Damit stand fest, dass über viele Fragen, die Zukunft Deutschland 
und Europa betreffend, noch einmal auf der Ebene der alliierten Regierungschefs 
verhandelt werden musste.14 Am 17. Juni fand zu diesem Thema die Potsdamer 
Konferenz statt, welche feststellte, dass die oberste Regierungsgewalt in der Praxis 
von den militärischen Oberbefehlshabern der Alliierten ausgeübt werden sollte. 
Diese mussten nach den Weisungen ihrer jeweiligen Regierungen in den eigenen 
Besatzungszonen handeln, womit künftige unterschiedliche Auslegungen 
vorprogrammiert waren. Im Alliierten Kontrollrat sollten Entscheidungen, die 
Deutschland als Ganzes betrafen, gemeinsam getroffen werden, wofür die 
Einstimmigkeit aller Mitglieder notwendig war.15 Wirtschaftlich sollte Deutschland 
weiterhin als Ganzes betrachtet werden. Jedoch fehlte eine gemeinsame Zentral- 
oder Regierungsgewalt, womit in jeder Besatzungszone die wirtschaftlichen Belange 
nach Gutdünken der jeweiligen Besatzungsmacht ausgeführt werden konnten.16 
Schon vor der Potsdamer Konferenz war der territoriale Status quo, wie von der EAC 
vorgesehen, hergestellt, welcher bis zum Ende der direkten Besatzungsherrschaft 
im Herbst 1949 Bestand haben sollte.17 Die Reparationsfrage war auch diesmal 
unter den Besatzungsmächten strittig. Es wurde nur allgemein festgelegt, dass die 
jeweiligen Ansprüche aus der eigenen Besatzungszone getilgt werden sollten. Als 
Zugeständnis erhielt die Sowjetunion freie Hand in ihrer Besatzungszone.18 Der 
Versuch einer Lösung der wirtschaftlichen, territorialen und politischen Probleme in 
Europa scheiterte.19 Auf der Potsdamer Konferenz wurde zudem das letzte Mal 
zwischen den Hauptmächten der Anti-Hitler-Koalition über eine gemeinsame 
                                                 
11 Vereinigte Staaten von Amerika (USA), Frankreich (F), Großbritannien (GB), Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken (UdSSR)  
12 Vgl. Halder (2003), S. 31 
13 Vgl. Halder (2003), S. 32 
14 Vgl. [ders.], S. 33 
15 Vgl. [ders.], S. 37 
16 Vgl. Volkmann (Hrsg.), Boelcke (1995), S. 497 
17 Vgl. Halder (2003), S. 34 
18 Vgl. [ders.], S. 37ff. 
19 Vgl. Benz (2005), S. 117 
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Zukunft Deutschlands und Europas verhandelt, denn die unterschiedlichen 
Ansichten ließen eine gemeinsame Linie nicht zu. Der Übergang zum Kalten Krieg 
wurde damit geschaffen.20  
 
2.2 Nachkriegsalltag 
Durch Krieg, Terror und Verbrechen der Nazis starben Schätzungen zufolge 
mindestens 55 Millionen Menschen. Dies waren nicht nur Soldaten aus allen am 
Krieg beteiligten Ländern, sondern auch ca. 25 Millionen Zivilisten.21 In den 
Konzentrations- und Vernichtungslagern wurden allein elf Millionen ermordet, 
darunter rund fünf bis sechs Millionen Juden. Insgesamt wurden über 15 Millionen 
aus religiösen, politischen und rassischen Gründen dorthin deportiert. Zu den 
Kriegstoten werden auch ermordete Kriegsgefangene gezählt. Diese Bilanz war bis 
zu diesem Zeitpunkt im historischen Vergleich beispiellos.22   
In allen Ländern Europas kämpften die Überlebenden mit den Kriegsfolgen. Überall 
bot sich dasselbe Bild der Verwüstung. Wohngebäude, Industrieanlagen, Straßen 
und Brücken lagen in Trümmern. So waren z.B. 20 bis 30 Prozent des gesamten 
Wohnungsbestandes in den westlichen Besatzungszonen von Deutschland durch 
den Krieg zerstört.23 Die Wohnungsnot wurde vergrößert, als etwa zwölf Millionen 
Flüchtlinge und Vertriebene aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten und 
Osteuropa in die nunmehr unter Zwangsverwaltung stehenden Besatzungszonen 
strömten. Hinzu kamen noch die allgemeinen Versorgungs- und 
Ernährungsprobleme. Von Hunger geplagt, fingen die Menschen an Hamsterfahrten 
zu unternehmen. Ein reger Tauschhandel entstand.24 Die schwierige existenzielle 
Lage bestimmte das politische Verhalten der Menschen wesentlich mit.25 
                                                 
20 Vgl. Benz (2005), S. 117 
21 Vgl. Görtemaker (2004), S. 11 
22 Vgl. [ebd.] 
23 Vgl. Echternkamp (2003), S. 19 
24 Vgl. Görtemaker (2004), S. 12 
25 Vgl. Wiegand (Hrsg.), Wiegand, Grolig-Gräf (1989), S. 225 
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3. Gegensätzliche Ideensysteme 
Nach Ende des zweiten Weltkrieges standen sich zwei gegensätzliche 
gesellschaftliche Ideensysteme gegenüber, aus denen zwei gänzlich unvereinbare 
Wirtschaftsordnungen hervorgegangen waren. Dies waren zum einen die 
liberalistischen USA mit dem System der kapitalistischen Marktwirtschaft, zum 
anderen die sozialistische Sowjetunion mit dem System der Plan- oder 
Zentralverwaltungswirtschaft. Auch in diesen beiden „Vorreiterstaaten“ wurden 
diese Systeme zwar nicht in ihrer Reinform realisiert, für die folgende Darstellung ist 
dies aber nicht von Belang.  
 
3.1 Das System der USA:  
 Liberalismus und freie Marktwirtschaft 
Der Ausdruck „Liberalismus“ kommt vom lateinischen  „liberalis“ und bedeutet „die 
Freiheit betreffend“. Der Liberalismus lässt sich als  politischer Ideenkomplex 
bezeichnen, der alle Bereiche des menschlichen Zusammenlebens umfasst. Der 
Liberalismus war die erste Theorie, welche weder religiösen Ursprungs war noch die 
bereits bestehenden Herrschaftssysteme untermauerte.26 Das zentrale Anliegen 
dieses Ideensystems ist es zu zeigen, dass Menschen auf Grund eigener Einsicht 
und Erfahrung fähig sind, ihr gesellschaftliches Zusammenleben zu ordnen27. Im 
Zentrum dieses Ideensystems steht die Freiheit des Individuums als höchstes Gut. 
Diese Freiheit bedeutet zunächst die Freiheit gegenüber dem Staat, welche durch 
Menschen- und Bürgerrechte gesichert sein muss.28 Diese Freiheit soll jedem 
zustehen, und damit geht einher, dass Freiheit genau dort endet, wo die Freiheit 
eines anderen betroffen ist. Dies geschieht durch rechtsstaatliche Regelungen, 
welche eine Gleichheit vor dem Gesetz herstellen.29 Nach Manfred G. Schmidt lässt 
sich die Funktion des Staates und der Gesetzgebung im Liberalismus als die 
„Bändigung politischer Herrschaft durch institutionelle Arrangements“30 
beschreiben. In einem liberalistischen System sind die Freiheitsrechte eines jeden 
                                                 
26 Vgl. Peters (1993), S. 47 
27 Vgl. Hamel (Hrsg.), Leipold (1989), S. 4 
28 Vgl. Peters (1993), S. 47 
29 Vgl. [ders.], S. 47f. 
30 Schmidt (2004), S. 416 
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Bürgers durch eine Verfassung und Gesetze garantiert.31 Dabei ist von zentraler 
Bedeutung, dass das Individuum und die Gesellschaft sich in diesem System 
keinen von Obrigkeiten vorgegebenen Werten, Regeln und Institutionen 
unterwerfen müssen. Es ist in dem Zusammenhang zu zeigen, dass eine freie 
Ordnung, die durch Initiativen von spontan und autonom handelnden Menschen 
entsteht, möglich und obendrein produktiver als jede zentral diktierte und 
kontrollierte Ordnung ist.32
Bei Übertragung der liberalistischen Weltanschauung auf die Wirtschaftswelt 
entsteht die Überzeugung, dass nur durch das Zusammenwirken von freien 
Marktkräften die bestmöglichen individuellen und gesamtwirtschaftlichen 
Ergebnisse erzielt werden können33. Nach dieser Auffassung reguliert sich die 
Ökonomie bei einem freien Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage durch die 
Gesetze von Markt und Wettbewerb selbst. Der liberalistische Ansatz akzeptiert 
dabei, dass der Mensch als solcher ein unvollständiges Wesen ist. Als ein solches 
trägt er unterschiedliche Bedürfnisse, deren Erfüllung für ihn Priorität haben.34 Die 
Marktwirtschaft als ein Basiskonzept für die liberale Wirtschaftsordnung zeichnet 
sich vor allem dadurch aus, dass die Preisbildung durch autonome Entscheidungen 
der Wirtschaftssubjekte erfolgt. Damit sind den Konsumenten alle 
Entscheidungsmöglichkeiten gegeben, während der Staat lediglich die 
Rahmenbedingungen dafür schafft.35 Für das Individuum bedeutet eine solche 
Ordnung, dass es die Interessen, Meinungen und vor allem die Bedürfnisse der 
anderen Individuen berücksichtigen muss. Denn erfolgreich kann in diesem 
Zusammenhang nur derjenige sein, der Leistungen erbringt, die den Bedürfnissen 
möglichst vieler Individuen entsprechen. Nur in einem solchen Fall gelingt es dem 
einzelnen Marktteilnehmer, für die erbrachten Leistungen Gegenleistungen zu 
erhalten, die den eigenen Bedürfnissen entsprechen.36 Dabei erfolgt die rechtliche 
Festlegung des Rahmens durch Gesetze. Gleichzeitig wird der Staat in seinen 
Aktivitäten eingeschränkt und die Rechte und Pflichten der Staatsbürger geregelt. 
                                                 
31 Vgl. Hensel (1972), S. 98 
32 Vgl. Hamel (Hrsg.), Leipold (1989), S. 5 
33 Vgl. Peters(1993), S. 47f. 
34 Vgl. Hamel (Hrsg), Leipold (1989), S. 5 
35 Vgl. Hensel (1972), S. 30 
36 Vgl. Hamel (Hrsg.), Leipold (1989), S. 5 
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Jedoch können die Bürger innerhalb des Rahmens völlig frei ihre 
Wirtschaftsentscheidungen treffen. 37
Dem System liegen folgende Annahmen zugrunde: 
1. Die Produktionsfaktoren befinden sich in Privatbesitz, wobei der 
Produktionsprozess aus Privatinitiative erfolgt. 
2. Einkommen wird in Form von Geldeinheiten durch den Verkauf von 
Dienstleistungen, Arbeitskraft oder Gütern erwirtschaftet. 
3. Die Wirtschaftssubjekte haben eine freie Konsum- und Arbeitswahl; ebenso 
können sie frei über Konsum und Sparen entscheiden. 
4. Die Regierung setzt sich ausschließlich zur Befriedigung der 
Kollektivbedürfnisse ein, sie plant und dirigiert nicht.38 
Zurückzuführen auf den englischen Philosophen John Locke bestehen 
dementsprechend in der liberalen Theorie zwei Grundnormen. Zunächst lässt sich 
hierbei der Schutz des Eigentums herausstellen. Das Eigentum ist für die 
Liberalisten gleichzusetzen mit dem Erfolg und dem Einsatz des Einzelnen. Folglich 
bedeutet dessen Schutz für die Vertreter dieser Theorie, dass dadurch auch die 
Persönlichkeit und die autonome Lebensgestaltung des Individuums geschützt 
seien. Die zweite liberale Grundnorm ist die Akzeptanz von ungleichem Vermögen. 
Diese steht offensichtlich in Zusammenhang mit der zuvor genannten. Ein wichtiges 
Ziel in dieser Theorie ist, dass gesamtgesellschaftlich der größtmögliche Wohlstand 
erreicht wird. Zugunsten der Effizienz wird daher auf Gerechtigkeit verzichtet.39
Die freie Marktwirtschaft war zu Ende des zweiten Weltkrieges das von den USA 
propagierte Konzept. In den Vereinigten Staaten hatte diese Wirtschaftsform bereits 
eine Tradition in ihrer Ausprägung als kapitalistische Marktwirtschaft. Dieses 
System sollte nun als Vorbild für das durch den Krieg zerstörte Europa und 
insbesondere für Deutschland gelten. 
Hauptpunkte der kapitalistischen Wirtschaftsordnung sind das Fehlen der zentralen 
Lenkung und die individuelle Freiheit. Das Funktionieren des Marktes ist also rein 
vom Preisbildungsprozess abhängig, wobei die Preise von Angebot und Nachfrage 
                                                 
37 Vgl. Hensel (1972), S. 30f. 
38 Vgl. Halm (1960), S. 24f. 
39 Vgl. Hamel (Hrsg.), Leipold, S. 5 
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bestimmt werden. 40 Durch die Abwesenheit von zentralen Lenkungsprozessen 
entsteht ein äußerst komplexes Netz von Beziehungen und 
Rückkopplungsprozessen zwischen der durch den Staat gesetzten 
Rahmenordnung, dem Marktverhalten der einzelnen Teilnehmer sowie dem 
Marktergebnis.41
In kapitalistischen Marktwirtschaften bestimmt das Gewinnstreben die 
Entscheidungen unter der Voraussetzung, dass Kapitalbesitz vorliegt. Demzufolge 
ist die Mehrheit der Arbeiter von den Kapitalbesitzern abhängig und folglich nicht 
frei in ihren Entscheidungen. 42 Genau dieser Punkt wurde nicht zuletzt auch von 
Karl Marx kritisiert, der aus diesem Grund die Ansicht vertrat, dass alle Wege  
letztendlich zum Sozialismus führen.  
 
3.2 Das System der Sowjetunion:  
 Sozialismus und zentrale Planwirtschaft 
Das Wort „Sozialismus“ leitet sich vom lateinischen „socialis“ ab und bedeutet 
gemeinsam oder gesellschaftlich. Die Forderung nach einer Neugestaltung der 
Wirtschaftsordnung durch Überwindung der kapitalistischen Verhältnisse für die 
Etablierung einer geplanten und gleichheitlich geordneten Ökonomie stellt dabei 
den Kern dieser Theorie dar. 43  Der Sozialismus als Gesellschaftssystem geht, im 
Gegensatz zum Liberalismus, von der Idee der absoluten Gleichheit aller aus, der 
sich die Individuen unterordnen müssen. Die Gestaltung der Gesellschaft liegt 
danach in den Händen der Gemeinschaft und ist gemeinsame Aufgabe aller. 
Dementsprechend ist die Freiheit des Einzelnen unter das gesellschaftliche Ziel 
gestellt. Dabei ist das Ziel der Gleichheit und Gerechtigkeit in einem System des 
perfekten Sozialismus durch gemeinschaftliches Eigentum und Kollektivarbeit zu 
erreichen.44 Der Sozialismus geht von drei Formen des Privateigentums aus, 
welche abzuschaffen sind. Diese sind der Besitz von Sklaven, der Feudalismus und 
der Kapitalismus. Jede dieser Formen hat nach sozialistischer Auffassung spezielle, 
ihr eigene Ausprägungen der ökonomischen Ausbeutung und politischen 
                                                 
40 Vgl. Halm (1960), S. 36ff. 
41 Vgl. Dichtl, Issing (Hrsg.) (1987), S. 127 
42 Vgl. Duden Verlag (Hrsg.) (2004), S. 25 
43 Vgl. Peters (1993), S. 47 
44 Vgl.[ders.], S. 51 
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Unterdrückung hervorgebracht. Zur Überwindung dieser Verhältnisse propagiert der 
Sozialismus den Übergang zum gesellschaftlichen Eigentum, welches menschliches 
und menschenwürdiges Zusammenleben sowie die Freiheit von Unterdrückung und 
Ausbeutung hervorbringe. In einem solchen Zustand gäbe es dann keine 
Konkurrenz mehr.45
Der Sozialismus setzt sich für eine gerechte gesellschaftliche Verteilung unter 
Einbeziehung aller Mitglieder ein. Zu diesem Zwecke ist eine Umverteilung der 
Produktionsmittel als erster und wichtigster Schritt auf dem Weg zu einer 
sozialistischen Gesellschaftsordnung notwendig. Er geht von einer sich 
einstellenden kollektiven Solidarität aus und propagiert die Front gegen den 
Liberalismus.46  
Um das im Sozialismus angestrebte Ideal der Gerechtigkeit und Gleichverteilung zu 
erreichen, bedarf es sorgfältiger Planung unter politischen und wirtschaftlichen 
Zielvorstellungen. Die Planwirtschaft, oder auch Zentralverwaltungswirtschaft, geht 
daher von folgenden Punkten aus: 
1. Die Ziele der Wirtschaft müssen diktatorisch bestimmt werden. 
2. Es besteht ein Gemeineigentum an wirtschaftlichen Produktionsmitteln 
3. Die Zuteilung der Arbeitskraft erfolgt auf Befehl. 
4. Die Produktionsleitung liegt in den Händen von Beamten, welche eine 
vorbestimmte Erfolgsquote erreichen müssen.47 
Dabei werden die Planung und die Produktion vom Staat geregelt. Es werden nicht 
nur die Produktion und deren Menge, sondern auch der zu zahlende Preis 
festgelegt. Dies geschieht durch einen hierarchisch gegliederten Lenkungsapparat 
und verbindliche Direktiven.48 Für den einzelnen Konsumenten gibt es folglich 
keine Möglichkeit mehr zu entscheiden, was er konsumieren will. Durch die zentrale 
Planung ist in Zentralverwaltungswirtschaften die Produktion nicht von der 
Nachfrage abhängig, womit die Entscheidungsfreiheit des Konsumenten faktisch 
abgeschafft ist. 
                                                 
45 Vgl. Hamel (Hrsg), Leipold (1989), S.16f. 
46 Vgl. Schmidt (2004), S. 651 
47 Vgl. Halm (1960), S. 20 
48 Vgl. Dichtl, Issing (Hrsg.) (1987), S. 1011 
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In Zentralverwaltungswirtschaften wird jedoch auf lange Sicht geplant. Daraus 
ergibt sich ein langfristig abgesichertes Zusammenspiel der Produktionszweige. 
Dieses ermöglicht der Gesellschaft, ein angestrebtes Ziel viel schneller und sicherer 
zu erreichen als in einer liberal geprägten Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung. 
Die Hauptkritikpunkte am Liberalismus und an der freien Marktwirtschaft liegen 
somit auch darin, dass nicht mit Blick auf den Gebrauchswert oder Nutzen für die 
Gesellschaft produziert wird, sondern einzig aus Profitstreben. Nur durch 
wiederholte Experimente und eine ständige Anpassung an die Marktverhältnisse 
wird dort ein Gleichgewicht erreicht. Die optimale Bedürfnisbefriedigung kann laut 
sozialistischer Theorie allerdings nur durch Planung erreicht werden. Der 
Sozialismus negiert folglich auch die positiven Verhältnisse von 
marktwirtschaftlicher Ordnung und ökonomischem Wohlstand49. 
 
                                                 
49 Vgl. Hamel (Hrsg.), Leipold (1989), S. 17f. 
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4. Die deutsche Wirtschaftsordnung:  
Soziale Marktwirtschaft 
Als es 1990 zur Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten kam, wurde die 
Frage einer neuen Wirtschaftsordnung nicht wieder aufgegriffen, anders als in den 
Jahren 1945-1949. Dies zeigte, dass sich das Modell der Sozialen Marktwirtschaft 
bewährt hatte. Die damalige Wirtschaftsordnung der BRD wurde ohne weiteres in 
die neuen Bundesländer übernommen. 
 
4.1 Das Prinzip 
Die Soziale Marktwirtschaft stellt einen Kompromiss zwischen der freien 
Marktwirtschaft und der zentralen Planwirtschaft dar. Hierbei werden die Vorteile 
beider Systeme, so z.B. wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und effiziente 
Güterallokation in der Marktwirtschaft, sowie soziale Absicherung und 
zielorientierteres Handeln durch Planung in der Planwirtschaft, verbunden. Die 
Nachteile von Markt- und Planwirtschaft sollen durch dieses Vorgehen vermieden 
werden.50
Unter dem Motto „Wettbewerb so weit wie möglich, Planung so weit wie nötig“51 
wird von staatlicher Seite in die wirtschaftlichen Prozesse eingegriffen. Wie in der 
freien Marktwirtschaft werden vom Staat ordnungspolitische Rahmenbedingungen 
geschaffen, unter denen freies Wirtschaften möglich ist. Darüber hinaus wird ein 
Netz von sozialen Sicherungsleistungen eingeführt. Durch dieses soll eine möglichst 
gerechte Einkommens- und Vermögensverteilung erreicht und die 
Funktionsfähigkeit der Wirtschaft gewährleistet werden. Gleichzeitig wird versucht, 
zerstörerischem Wettbewerb und monopolistischen Tendenzen durch eine aktive 
Wirtschafts-, Konjunktur- und Steuerpolitik des Staates sowie durch 
Wirtschaftsgesetzgebung entgegen zu treten.52 Dies ist notwendig, denn bei einer 
sich selbst überlassenen Wirtschaft kann es dazu kommen, dass die 
marktwirtschaftliche Effizienz durch Absprachen und Konzentration gemindert 
                                                 
50 Vgl. Jaeger (1988), S. 223 
51 SPD (1954), zit. nach Halder (2003), S. 141   
52 Vgl. Duden Verlag (Hrsg) (2004), S. 45f. 
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wird.53 Deshalb erfolgen die Eingriffe dort, wo Anbieter oder Nachfrager geschützt 
werden müssen, z.B. durch Wettbewerbsgesetzgebung und Verbraucherschutz, und 
wo sie dem allgemeinen Interesse dienen.54 Direkte wettbewerbspolitische Eingriffe 
des Staates werden jedoch abgelehnt.55
 
4.2 Geschichte der Sozialen Marktwirtschaft 
Die Soziale Marktwirtschaft lässt sich auf den Nationalökonom und Staatssekretär 
im Wirtschaftsministerium Alfred Müller-Armack und den ersten 
Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard zurückführen. Beeinflusst von den Ideen 
des Ordoliberalismus entwarfen die beiden Politiker in den 1940er Jahren dieses 
Konzept für eine neue deutsche Wirtschaftsordnung.56 Müller-Armack wies unter 
anderem darauf hin, dass die Soziale Marktwirtschaft und die demokratische 
Verfassung sich nicht gegenseitig ausschlössen, sondern sich wechselseitig 
förderten.57 Die geistigen Ursprünge des Ordoliberalismus gehen auf den 
deutschen Ökonomen Walter Eucken zurück. Angesiedelt zwischen dem Laissez-
faire-Liberalismus und dem reinen Sozialismus wird der Ordoliberalismus als 
„dritter Weg“ bezeichnet. Dabei schafft der Staat einen rechtlichen Rahmen, um die 
freiheitliche und markwirtschaftliche Wirtschaftsordnung mit Wettbewerb zu sichern 
und zu erhalten.58 Der zentrale Aspekt dieser Denkrichtung fokussiert „die 
Wirtschaft als Dienerin der Menschlichkeit“59 zur Förderung von gesellschaftlichen 
Werten wie dem Menschlichen und dem Kulturellen. Der Ordoliberalismus versucht, 
in einer umfassenden Strukturpolitik die Marktwirtschaft mit der Sozialpolitik zu 
vereinen, wobei diese bei der Sozialen Marktwirtschaft getrennt werden.60
Ein Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats bei der Verwaltung für Wirtschaft des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 18. April 1948 leitete den Aufbau der Sozialen 
Marktwirtschaft ein.61 Die daraufhin durchgeführte Währungsreform am 24. Juni 
1948 legte die Grundlage für Erhards Programm zur Durchsetzung dieses 
                                                 
53 Vgl. bpb (Hrsg.), Meißner, Markl (1988), S.31 
54 Vgl. Duden Verlag (Hrsg.) (2004), S. 46 
55 Vgl. bpb (Hrsg.), Meißner, Markl (1988), S. 31 
56 Vgl. Duden Verlag (Hrsg.) (2004), S. 45 
57 Vgl. Elvert, Krüger (Hrsg.), Henning (2003), S. 113 
58 Vgl. Jaeger (1988), S. 223f. 
59 Rüstow, A. (1960), bei: Lampert, Bossert (2001), S. 407 
60 Vgl. bpb  (Hrsg.), Meißner, Markl (1988), S.31  
61 Vgl. [ders.], S.225 
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Wirtschaftssystems in der BRD. Zu dieser Zeit bestanden noch generelle Vorbehalte 
gegen Erhards Pläne, die jener dennoch gegen alle Widerstände durchsetzte.  
Wie bis heute zu erkennen ist, hat das System der Sozialen Marktwirtschaft vielerlei 
Bewährungsproben standgehalten. 
Wie im Folgenden gezeigt werden soll, lässt sich Deutschlands Entwicklung zur 
Sozialen Marktwirtschaft hin nicht ausschließlich durch den Einfluss der 
Besatzungsmächte, insbesondere der USA, erklären, sondern ist vielmehr an 
internen Prozessfaktoren festzumachen.
 17
5. Die Durchsetzung der Sozialen Marktwirtschaft 
Um analysieren zu können, ob sich die Soziale Marktwirtschaft auch ohne Einfluss 
der Besatzer durchgesetzt hätte, ist im Vorfeld eine kurze Darstellung der 
Wirtschaftspolitik der Besatzungsmächte notwendig.  
Aufgrund der unterschiedlichen Wirtschaftssysteme und politischen Interessen und 
der ungleichen Bedingungen am Ende des Krieges im eigenen Land übten die 
Besatzungsmächte ganz unterschiedlich Einfluss auf die deutsche 
Nachkriegswirtschaft aus. Dies geschah, obwohl sie sich auf der Potsdamer 
Konferenz darauf geeinigt hatten, Deutschland als wirtschaftliche Einheit zu 
behandeln.62  
 
5.1 Beeinflussung durch die Besatzer 
Alle Besatzungsmächte behielten die staatlich gelenkte Wirtschaftsordnung des 
Nationalsozialismus aufgrund des wirtschaftlichen Chaos, welches im ganzen Land 
herrschte, vorerst bei. Damit blieben lebenswichtige Nahrungsmittel und andere 
Verbrauchsgüter rationiert und wurden mit Hilfe von Bezugsscheinen ausgegeben. 
Außerdem wurden Roh- und Betriebsstoffe sowie Ersatzteile an Betriebe nur gegen 
Bezugsscheine zugeteilt, und es bestanden Produktions- und 
Ablieferungsvorschriften für die Produzenten. Des Weiteren blieben Preis- und 
Lohnstoppverordnungen in Kraft. Die Außenwirtschaft unterlag der Kontrolle der 
Besatzungsmächte.63
Im März 1946 wurde vom Alliierten Kontrollrat der so genannte Industrieplan 
aufgestellt. Demzufolge sollte die industrielle Produktion nicht über 50 bis 55 
Prozent des Niveaus von 1938 hinausgehen. Zudem blieben einige Industriezweige 
ganz verboten, so z.B. die Kugellagerproduktion, die Luftfahrtindustrie und der 
Schiffbau.64 Außerdem wurde festgelegt, dass der durchschnittliche 
Lebensstandard in Deutschland den der europäischen Länder, ausgenommen von 
Großbritannien und der Sowjetunion, nicht übersteigen sollte.65 Wieder einmal 
                                                 
62 Vgl. Halder (2003), S. 114 
63 Vgl. Hamel (Hrsg.), Hamel (1989), S. 26 
64 Vgl. Elvert, Krüger (Hrsg.), Henning (2003), S. 108 
65 Vgl. Hamel (Hrsg.), Hamel (1989), S. 27 
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herrschte keine Einigkeit zwischen den Besatzungsmächten; der Industrieplan 
wurde in den verschiedenen Besatzungszonen unterschiedlich durchgeführt.66   
 
5.1.1 Die Wirtschaftspolitik der USA 
Ein wichtiger Punkt der Nachkriegspolitik der USA für Deutschland war die 
Dezentralisierung.67 Dies bedeutete im wirtschaftlichen Bereich, dass die deutsche 
Großindustrie geteilt und reduziert werden sollte. Denn die USA und alle anderen 
Siegermächte gaben ihnen eine Teilschuld am Aufstieg Hitlers zur Macht und am 
Ausbruch des Krieges. Ebenso herrschte Einigkeit darüber, dass Deutschland 
Wiedergutmachungen für den von ihm ausgelösten Krieg zu zahlen hatte. Jedoch 
konnten sie sich nie über die Höhe der Reparationen einigen. Zugleich wollten sie 
die industrielle Position Deutschlands dauerhaft schwächen, damit Deutschland 
keine Gefahr mehr darstellt. Ein Beispiel für diese Gedanken ist der Morgenthau-
Plan aus dem Jahr 194, welcher in der Direktive JCS1067 seine Umsetzung fand. 
Allerdings ließ der Einfluss des Morgenthau-Plans auf die amerikanische 
Deutschlandpolitik mit dem Tod Roosevelts im April 1945 entscheidend nach. Unter 
General Louis D. Clay wurde dieser ohnehin nur sehr abgeschwächt durchgesetzt.68 
Ein wirkliches Umdenken in der amerikanischen Deutschlandpolitik setzte im Jahr 
1946 ein, als sie erkannten, dass eine dauerhafte Schwächung der deutschen 
Wirtschaft nicht sinnvoll wäre und sehr hohe Kosten für sie selbst verursachen 
würde. Zudem wurden sie sich bewusst, dass ein Wiederaufbau der Wirtschaft in 
Europa ohne Deutschland aufgrund des hohen Verflechtungsgrades moderner 
Ökonomien nicht realisierbar wäre. Insbesondere ginge ihnen ein wichtiger 
Absatzmarkt verloren.  
Der Wiederaufbau der industriellen Produktion bezog sich am Anfang auf ganz 
Deutschland, denn sie wollten das Land als eine wirtschaftliche Einheit, gemäß 
dem Potsdamer Abkommen, behandeln. Jedoch wurde bald ersichtlich, dass dies 
nicht möglich war, da die Beziehungen zur Sowjetunion sich stark verschlechterten. 
Im eigenen Land hatten die Amerikaner eine höchst leistungsfähige Industrie, die 
durch den Krieg noch zusätzlich gefördert wurde. Aufgrund dessen hatten sie kein 
                                                 
66 Vgl. Hamel (Hrsg.), Hamel (1989), S. 27 
67 Vgl. Halder (2003), S. 114: Die Politik der USA war geprägt von den vier großen D: 
Dezentralisierung, Demokratisierung, Demontage, Denazifizierung. 
68 Vgl. Halder (2003), S. 117f. 
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Interesse an demontierten Produktionsanlagen und industriell gefertigten Gütern 
aus Deutschland. Die einzige Ausnahme war der Hightech-Bereich der 
Rüstungsindustrie. Wichtig waren für sie vor allem die Bereiche der Atom- und 
Raketenforschung, aus denen sie die für sich greifbaren deutschen Experten 
übernahmen.69  
 
5.1.2 Die Interessen Großbritanniens 
Geprägt von der Wirtschaftskrise70 im eigenen Land, drängten die Briten schon 
nach kurzer Zeit auf einen schnellen Wiederaufbau der Wirtschaft in Europa und 
insbesondere in Deutschland.71 Weiterhin waren sie sich sicher, dass es bei einem 
wirtschaftlich geschwächten und verarmten Deutschland der Sowjetunion sehr 
einfach möglich wäre, ihren Machtbereich bis dahin auszudehnen. Dies sollte 
unbedingt verhindert werden. Darüber waren sich der konservative Churchill und 
sein sozialistischer Nachfolger Attlee einig.72 Bereits im März 1946 wurden die 
Interessen Großbritanniens in einer geheimen Kabinettsvorlage von Außenminister 
Bevin festgelegt. Darin wurden unter anderem die Reduktion der britischen 
Besatzungskosten in Deutschland für die Ernährung der Bürger, die Schaffung einer 
stabilen deutschen Wirtschaft, die Errichtung eines demokratischen Deutschlands 
und die Beschränkung des sowjetischen Machtbereiches so weit östlich wie möglich 
beschlossen.73 Folglich wurden auch die Demontagen in Deutschland verringert.74  
 
5.1.3 Gemeinsames Vorgehen der Amerikaner und Briten 
Dem vom amerikanischen Außenminister Byrnes angekündigten Wandels der 
amerikanischen Deutschlandpolitik im September 194675 ging das Scheitern der 
Pariser Außenministerkonferenz im Juli 1946 voraus. Auf dieser wurde anfangs von 
Clay vorgeschlagen, die britische und amerikanische Besatzungszone zu 
                                                 
69 Vgl. Halder (2003), S. 118 
70 Vgl. Wiegand (Hrsg.), Wiegand, Grolig-Gräf (1989), S. 220: Großbritannien konnte die Zinsen für 
ihre Kriegsschulden nicht mehr zahlen und das Auslandskapital war aufgebraucht. Damit waren sie 
ganz auf die amerikanische Wirtschafts- und Finanzhilfe angewiesen.  
71 Vgl. Volkmann (Hrsg.), Boelcke (1995), S. 504, 542 
72 Vgl. Halder (2003), S. 120 
73 Vgl. [ebd]  
74 Vgl. Volkmann (Hrsg.), Boelcke (1995), S. 542 
75 Vgl. Lehmann (2002), S. 23 
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vereinen.76 Von Byrnes wurde zudem die Zusammenarbeit mit allen 
Besatzungszonen angeboten, um eine Verwaltung zu schaffen, mit der die 
wirtschaftliche Einheit Deutschlands verwirklicht werden könnte. Die Vier-Mächte-
Verwaltung scheiterte, da die Franzosen und die Sowjets eine wirtschaftliche Einheit 
Deutschlands ablehnten. Aus diesem Grund stand nur noch eine wirtschaftliche 
Vereinigung der amerikanischen und der britischen Zone zur Debatte, welche am 1. 
Januar 1947 verwirklicht wurde. Dabei wurde eine spätere Einbeziehung des 
französischen Gebietes nicht ausgeschlossen. Nachdem auch die Moskauer 
Konferenz der Außenminister von März/April 1947 scheiterte, wurde die politische 
Vereinigung der Bi-Zone erwogen.77
Mit Hilfe des Europäischen Wiederaufbauprogramms (ERP = European Recovery 
Program), welches am 5. Juni 1947 vom amerikanischen Außenminister Marshall 
verkündet und dadurch als Marshall-Plan bekannt wurde, sollten die westlichen 
Demokratien gestärkt werden.78 Denn Marshall war davon überzeugt, dass Frieden 
und politische Stabilität nur durch Wiederbelebung einer gesunden Wirtschaft in der 
Welt möglich wären. Dabei müssten die Vereinigten Staaten behilflich sein. Der 
UdSSR und den osteuropäischen Staaten wurde die amerikanische Hilfe ebenso 
angeboten. Erwartungsgemäß lehnte die Sowjetunion sofort ab und verbot den 
unter sowjetischer Besatzung stehenden Staaten die Zusage.79  
 
5.1.4 Die französische Besatzungspolitik 
Am Ende des zweiten Weltkrieges war Frankreich wirtschaftlich zerstört wie kein 
anderes europäisches Land.80 Demnach hatte der Wirtschaftsaufbau im eigenen 
Land oberste Priorität. Unmittelbar nach Kriegsende begann Frankreich mit 
umfassenden Demontagen und dem Export von landwirtschaftlichen Produkten und 
industriellen Fertigerzeugnissen aus Deutschland ins eigene Land.81 Damit 
arbeitete Frankreich vollkommen kontraproduktiv zur amerikanischen und 
britischen Besatzungspolitik und bewirkte eine Isolation der französischen 
Besatzungszone. Das viel zu geschwächte Frankreich konnte sich jedoch dem 
                                                 
76 Vgl. Görtemaker (2004), S. 29 
77 Vgl. Görtemaker (2004), S. 29 
78 Vgl. Görtemaker (2004), S. 30 
79 Vgl. Halder (2003), S. 44 
80 Vgl. Abelshauser (2004), S. 111 
81 Vgl. Halder (2003), S. 121 
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Einfluss der USA und dessen Kurs zu einer einheitlichen Wirtschaftspolitik in den 
Westzonen nicht dauerhaft entziehen.82 Daher erklärte sich Frankreich im Vorfeld 
der Londoner Außenministerkonferenz von November/Dezember 1947 zum 
Anschluss ihrer Besatzungszone an die Bi-Zone bereit, falls es zu keiner 
gesamtdeutschen Lösung kommen sollte.83 Dies bedeutete das Einlenken der 
französischen Wirtschaftspolitik auf die der USA und Großbritanniens. Jedoch kam 
es erst im April 1949 zur Bildung der Tri-Zone.84
 
5.1.5 Die Besatzungspolitik der Sowjetunion 
Entgegen den anderen Besatzungsmächten verfolgte die UdSSR in Deutschland 
eine klare Linie, in der es vordringlich um ihre eigenen wirtschaftlichen Interessen 
ging.85 Nicht zuletzt auf der Potsdamer Konferenz hatten die Vertreter der 
Sowjetunion wiederholt auf Reparationen beharrt, die Deutschland zahlen sollte.86 
Während die geforderte Summe von Seiten der UdSSR sich damals noch auf 10 
Milliarden USD belief, geht die neuste Forschung davon aus, dass der während der 
Besatzungszeit und der Existenz der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) 
tatsächlich geschöpfte Wert aus der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) weit 
darüber, bei ca. 15 Milliarden USD liegt.87 Hinzu kommen die Plünderungen der 
Roten Armee auf ihrem Vormarsch gen Westen, welche aufgrund fehlender Daten 
nicht zu beziffern sind.88 Während die SBZ direkt nach dem zweiten Weltkrieg noch 
das am weitesten entwickelte Gebiet Deutschlands war, so bewirkten die Jahre der 
DDR das Zurückbleiben dieser hinter den sich entwickelnden Gebieten der 
westlichen Besatzer. Der zunächst noch vorhandene Vorsprung ermöglichte den 
sowjetischen Besatzern zudem das konsequente Vorantreiben ihrer Politik. Unter 
Einbeziehung der in Mitteldeutschland noch vorhandenen Kriegsvorräte war es der 
Sowjetischen Militäradministration in Deutschland (SMAD) zunächst möglich, einen 
schnellen Aufbau voranzutreiben, welcher ihnen den Zugriff auf die Produktion und 
                                                 
82 Vgl. Halder (2003), S. 122  
83 Vgl. Halder (2003), S. 122 
84 Vgl. Lehmann (2002), S. 25 
85 Vgl. Halder (2003), S. 150f.: Diese wurden jedoch nach Ende des Krieges nicht mehr offen 
ausgesprochen. Vielmehr wurde das Vorgehen der UdSSR mit dem politischen Etikett der 
„Entnazifizierung“ versehen. 
86 Vgl. Halder (2003), S. 123 
87 Vgl. [ders.], S. 137 
88 Vgl. [ders.], S. 124ff. 
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somit die Eintreibung von Reparationsleistungen ermöglichte.89 Die erste 
Maßnahme in diesem Zusammenhang war die Schließung aller privaten Banken 
und Versicherungen sowie die Beschlagnahmung des dort vorhandenen Kapitals im 
Juli 1945. In einem weiteren Schritt wurde im September eine Bodenreform 
begonnen, die alle Großgrundbesitzer mit einem Gut von über 100 ha 
entschädigungslos und restlos enteignete. Dieses Land wurde zum Großteil 
besitzlosen Bauern und Vertriebenen aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten 
überantwortet. Wie sich später zeigen sollte, diente diese Maßnahme allerdings nur 
als Vorstufe zu einer späteren Kollektivierung der Landwirtschaft und zur 
Einrichtung von Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG).90 
Weitere Möglichkeiten, Reparationen aus Deutschland einzutreiben, schuf sich die 
Sowjetunion, indem sie industrielle Betriebe demontierte und in ihre eigenen 
Grenzen überführte, fertige Güter aus der industriellen und gewerblichen 
Produktion beschlagnahmte sowie einige hundert Betriebe der SBZ in so genannte 
Sowjetische Aktiengesellschaften (SAG) umwandelte. Diese SAG stellten 
selbstverständlich sowjetisches Eigentum dar, so dass in der Folge in der SBZ für 
die Besatzer produziert wurde.91
Der zweite Faktor, der die sowjetische Politik in der SBZ bestimmte, war die 
Ausbreitung des Sozialismus. Zu diesem Zweck wurden deutsche Kommunisten, 
welche vor dem nationalsozialistischen Regime in die Sowjetunion geflohen waren, 
ausgewählt, um nach Kriegsende in Deutschland politisch bedeutsame Rollen zu 
übernehmen. Mit dieser Absicht wurde bereits während des Krieges in der UdSSR 
von ihnen ein Komitee gebildet, welches ein neues Wirtschaftsprogramm 
ausarbeiten sollte. Unter direkter Überwachung von Seiten sowjetischer 
Funktionäre entstand so der Plan für die deutsche Zentralverwaltungswirtschaft, 
welcher in der SBZ und später in der DDR zum Einsatz kam. 92 Allerdings war es 
nicht allen geflüchteten Anhängern der Kommunistischen Partei Deutschlands 
(KPD) möglich, diese Durchsetzung mit zu gestalten, da es ausschließlich 
denjenigen Emigranten gestattet war, zurück zu kehren, welche während ihres Exils 
eine bedingungslose Treue zu Stalin bewiesen hatten. Unter ihnen befand sich auch 
Walter Ulbricht, der in der späteren DDR bedeutende politische Ämter innehatte. 
                                                 
89 Vgl. Abelshauser (2004), S. 113 
90 Vgl. Lehmann (2002), S. 42 
91 Vgl. Halder (2003), S. 129f. 
92 Vgl. [ders.], S. 155 
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Von den geschätzten rund 4600 deutschen Kommunisten, welche in der 
Sowjetunion Zuflucht gesucht hatten, war dies mit einigen Hundert der kleinste Teil. 
Alle anderen fielen der so genannten „Säuberungsaktion“, welche Stalin ab Mitte 
der 1930er Jahre durchführen ließ, zum Opfer.93 Damit wird deutlich, dass die in 
Deutschland 1945 neu gegründete KPD unter dem direkten Einfluss Moskaus 
stehen musste. Die Sowjetunion wirkte auch weiterhin auf die politische Lage in der 
SBZ direkt ein. Im April 1946 bewirkte sie die Verschmelzung der KPD und der SPD 
zur neuen Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, welche in den folgenden 
Jahren die bedeutendste Rolle in der Politik der SBZ/DDR spielen sollte. Auch die 
Blockbildung der „antifaschistisch-demokratischen Parteien“94 wurde von der 
Sowjetunion initiiert. Es wurde damit unter Beibehaltung des Scheines der 
Demokratie faktisch eine Einparteiherrschaft der SED geschaffen.95 Ulbricht pflegte 
dazu Wolfgang Leonhard zu zitieren, indem er sagte: „ Es ist doch ganz klar: Es 
muss demokratisch aussehen, aber wir müssen alles in der Hand haben.“96
 
5.2 Innerdeutsche Entwicklung 
Die Soziale Marktwirtschaft stellt ein ausschließlich deutsches Konzept dar. Als ein 
solches wurde sie von Deutschen entwickelt und außerdem zum ersten Mal im 
eigenen Land verwirklicht. Hiervon ausgehend erlangte diese Wirtschaftsordnung 
weltweite Akzeptanz. 
  
5.2.1 Geistige Ursprünge 
Wie W. Abelshauser aufzeigt, fiel die Soziale Marktwirtschaft nicht wie „Manna vom 
Himmel“.97 Im Zuge der Weltwirtschaftskrise entwickelten sich innerhalb 
Deutschlands neue Ideen und Ansätze wie die Wirtschaft zu ordnen sei.  
Bereits Anfang der 1930er Jahre formulierten deutsche Emigranten, wie Alexander 
Rüstow und Wilhelm Röpke, die Grundsätze des Neoliberalismus, der den 
Ausgangspunkt für die Entwicklung des Systems der Sozialen Marktwirtschaft 
darstellte. In Deutschland wurde dieses Konzept von der so genannten „Freiburger 
                                                 
93 Vgl. Halder (2003), S. 51f. 
94 KPD (1945), bei: Flechtheim (1963), S. 318 
95 Vgl. Görtemaker (2004), S. 27 
96 Leonhard (1992), Zit. nach Halder (2003), S. 54 
97 Abelshauser (2004), S. 99 
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Schule“ um Franz Böhm, Walter Eucken und andere vertreten und maßgeblich 
weiterentwickelt. Mit der ersten Ausgabe der Schriftenreihe „Ordnung der 
Wirtschaft“ im Jahr 1937 profilierte sich das geistige Konstrukt dieser Schule unter 
dem Namen „Ordoliberalismus“.98 Aufgrund der wichtigen Rolle des Staates in 
dieser Lehre und deren Ablehnung einer rein liberalen Gesellschafts- und 
Wirtschaftsordnung wurde diese von den Nationalsozialisten weitestgehend 
toleriert und eine Weiterentwicklung war möglich.99 Somit konnte der 
Ordoliberalismus am Ende des Krieges die Grundlage für die Entwicklung der 
Sozialen Marktwirtschaft liefern. Nach Franz Böhm kann eine funktionsfähige 
Wirtschaftsordnung nur als „rechtsschöpferische Leistung“100 vom Staat 
geschaffen und erhalten werden. Der Glaube an eine liberale marktwirtschaftliche 
Ordnung war im Zuge der Weltwirtschaftskrise verloren gegangen und ein 
ordnungspolitisches Umdenken setzte ein.101 Die Deutschen waren jedoch nicht 
bereit, ihre kurz zuvor, mit der Errichtung der Weimarer Republik, gewonnen 
individuellen und politischen Freiheiten und den damit einhergehenden Rechtsstaat 
wieder aufzugeben. Folglich schied die Alternative einer zentral gelenkten 
Wirtschaft aus.102 Hieraus wird bereits ersichtlich, dass Soziale Marktwirtschaft 
eine speziell deutsche Schöpfung darstellt.  
Die Einführung der Sozialen Marktwirtschaft nach Ende des zweiten Weltkrieges 
stellt insofern keine komplette Neuerung dar, als dass auf Erfahrungswerte 
zurückgegriffen werden konnte. Zur Beseitigung der von der Wirtschaftskrise 
ausgelösten Depression wurden vom nationalsozialistischen Regime 
wirtschaftsfördernde Maßnahmen getroffen. Diese beinhalteten zunächst staatliche 
Schritte zur Verbesserung des Lebensstandards der Bevölkerung sowie eine 
Ankurbelung von Privatinvestitionen. 103 In diesem Zusammenhang wurden 
Steuererleichterungen und Investitionsbeihilfen für Privatunternehmen gewährt, 
staatliche Verkehrsinvestitionen getätigt, die Kfz-Steuer abgeschafft, 
Eigenheimsiedlungen für Arbeiter errichtet, Landeskulturarbeiten durchgeführt und 
vieles mehr.104 Gleichzeitig wurde die bisherige Wirtschaftsordnung vorerst 
                                                 
98 Vgl. Lampert, Bossert (2001), S. 91 
99 Vgl. Jaeger (1988), S. 224 
100 Böhm (1937) 
101 Vgl. Hamel (Hrsg.), Leipold (1989), S. 10 
102 Vgl. [ebd.] 
103 Vgl. Hardach (1979), S. 70 
104 Vgl. [ders.], S. 70f.  
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beibehalten. Grundlage dieser Vorgehensweise war, dass die Nationalsozialisten 
hofften, durch eingeschränkte staatliche Intervention auf der einen Seite und 
paralleles Festhalten am Preismechanismus als Regulierung des Marktes auf der 
anderen Seite, die Wirtschaft zu stabilisieren und für Aufschwung zu sorgen.105 Für 
ihr weiteres politisches Vorgehen benötigten sie neben einer gut funktionierenden 
heimischen Wirtschaft vor allem auch das Vertrauen der Bevölkerung in die 
Regierung. Dieses erlangten sie durch die angesprochenen staatlichen 
Maßnahmen, welche einen wirtschaftlichen Aufschwung durch Stärkung der 
Privatnachfrage initiierten. Aufgrund des verbesserten Lebensstandards zu der Zeit, 
waren den Bürgern die vereinzelten Ansätze zu einem Sozialen Sicherungssystem 
innerhalb einer marktwirtschaftlichen Ordnung positiv in Erinnerung. Dennoch 
überwog der negative Eindruck im Zusammenhang sowohl mit einer liberalen 
Ordnung als auch mit der nationalsozialistischen Politik. So ist zu erklären, dass die 
Durchsetzung der Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland nach dem zweiten 
Weltkrieg erst auf die aktive Politik Erhards hin geschah. Der größte Widerstand 
ging allerdings nicht von der deutschen Bevölkerung aus, vielmehr wirkten die 
Besatzungsmächte, zuvorderst die USA und die UdSSR, gegen Erhards 
Vorstellungen.106 Innerhalb Deutschlands hatte sich durch die Erfahrungen mit den 
verschiedenen Politik- und Wirtschaftsordnungen ein „gesellschaftlicher 
Lernprozess“107 vollzogen, welcher der Sozialen Marktwirtschaft den Weg ebnete. 
 
5.2.2 Parteipolitik im Neuen Deutschland 
Mit der erneuten Zulassung von Parteien und Gewerkschaften in den Monaten nach 
dem Potsdamer Abkommen konnte sich ein vielseitiges geistiges und politisches 
Leben in Deutschland etablieren. Auf der Suche nach Leitideen für ihr neues 
Weltbild fanden die Bürger Anhaltspunkte in den Programmen der einzelnen 
Parteien. In der Ausformulierung dieser Programme konnte auf die parteipolitischen 
Vorlagen der Weimarer Republik zurückgegriffen werden.108 So unterschiedlich die 
Pläne der einzelnen Parteien für eine neue deutsche Ordnung waren, so wurden 
                                                 
105 Vgl. Hardach (1979), S. 81 
106 Vgl. Wiegand (Hrsg.), Wiegand, Grolig-Gräf (1989), S. 245 
107 Abelshauser (2004), S. 100 
108 Vgl. Wiegand (Hrsg.), Wiegand, Grolig-Gräf (1989), S. 225 
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jedoch von den meisten sowohl der radikal freie Liberalismus als auch der extreme 
Sozialismus abgelehnt. 
 
 
5.2.2.1 Der Sonderfall KPD 
Eine Ausnahme bildete die KPD. Diese wurde ausschließlich von den aus der 
Sowjetunion reimmigrierten Anhängern der KPD der Weimarer Zeit neu ins Leben 
gerufen. Anfangs in allen Besatzungszonen Erfolge feiernd, musste die KPD jedoch 
in den westlich besetzten Zonen schon bald ein Versinken in die 
Bedeutungslosigkeit hinnehmen. Die moskautreue Linie schreckte die Wähler in 
diesen Gebieten ab, nicht zuletzt wegen des radikalen Vorgehens insbesondere in 
Polen und Osteuropa der Roten Armee während ihres Vormarsches gen Westen.109 
In der sowjetischen Besatzungszone hingegen konnte die SMAD bewirken, dass die 
Partei eine führende Rolle übernahm. Diese ermöglichte der KPD bereits ab 1945 
drastische Umbrüche in der bestehenden „Wirtschaftsordnung“ in Angriff zu 
nehmen. Diese beinhalteten grundlegende Veränderungen der 
Eigentumsverhältnisse an landwirtschaftlichen und industriellen Produktionsmitteln 
sowie die Einführung eines wirtschaftlichen Systems, welches die vorherige 
Kriegswirtschaft an zentraler Lenkung noch übertraf.110 Von der SMAD bereits kurz 
nach Kriegsende begonnen, wurde von der KPD111 die entschädigungslose 
Überführung in staatlichen Besitz oder Demontage der industriellen Fertigung 
konsequent fortgesetzt. Im Juni 1945 verfasste das Zentralkomitee der KPD einen 
Aufruf an alle Bürger, der von den emigrierten KPD-Anhängern im zweiten Weltkrieg 
vorbereitet wurde. In diesem formulierten sie Maßnahmen zur Umsetzung der 
sozialistischen Ideen. Zentrale Vorgehensweise war neben der Enteignung der 
Industriellen eine Bodenreform, durch die der Grundbesitz von „Nazibonzen und 
Kriegsverbrecher[n]“112 sowie „Junker[n], Grafen und Fürsten“113 auf die „durch 
den Krieg ruinierten und besitzlos gewordenen Bauern“114 verteilt werden sollte. 
                                                 
109 Vgl. Görtemaker (2004), S. 16 
110 Vgl. Halder (2003), S. 150 
111 Vgl. Görtemaker (2004), S. 27: Ab April 1946 existierte als solche nicht mehr, vielmehr hatte sie 
sich auf Drängen Moskaus mit der SPD der SBZ zur Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
(SED) vereinigt.  
112 KPD (1945), bei: Flechtheim (1963), Bd. 2, S. 317 
113 KPD (1945), bei: [ders.], Bd. 2, S. 318 
114 Ebd. 
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Die tatsächliche Durchführung begann bereits drei Monate später mit der 
Enteignung von Großgrundbesitz über 100 ha, ohne Rücksicht auf eine wirkliche 
Verwicklung in die nationalsozialistische Politik. Der enteignete Besitz wurde zu 2/3 
privaten Kleinbauern überlassen. Das restliche Drittel floss in volkseigene und 
öffentliche Unternehmen.115 Die maßgebliche Initiative dieser Programmatik ging 
jedoch aufgrund wirtschaftlicher Interessen vom sowjetischen Regime aus.116 
Damit wurde die KPD/SED lediglich zu dessen Kommis. 
 
5.2.2.2 Die SPD 
Eine vom Ansatz her ähnliche Vorstellung über den Neubeginn in Deutschland  
vertrat die Sozialdemokratische Partei Deutschland (SPD). Als einzige schon 
während der Weimarer Republik bestehenden Massenpartei konnte sie eine große 
Anhängerschaft sowie eine breite Akzeptanz erwarten. Im Mai 1946 erklärte die 
SPD, sie wolle „alle demokratischen Kräfte Deutschlands im Zeichen des 
Sozialismus [..] sammeln“.117 Im Zuge dessen forderte die Partei, ähnlich der KPD, 
eine Bodenreform zur Enteignung der Großgrundbesitzer zur Neuverteilung der 
Agrarflächen. Dennoch sprachen sich prominente Vertreter in den westlichen 
Besatzungszonen gegen eine gesamtdeutsche Vereinigung mit der KPD zu einer 
Einheitspartei aus. Diese Ablehnung trat in einer Urabstimmung am 31. März 1946 
in Westberlin zu Tage, bei der 82 Prozent der anwesenden Mitglieder gegen diese 
Vereinigung stimmten. Eine ähnliche Urabstimmung wurde in der SBZ von der 
SMAD unterbunden.118 Dennoch strebte die SPD ein sozialistisches 
Wirtschaftssystem an, indem die Produktion gemeingesellschaftlich geplant und 
organisiert würde. Gleichzeitig sollte die Demokratie als ein fester Bestandteil der 
Gesellschaft gewahrt bleiben.  
 
5.2.2.3 Die Unionsparteien: CDU und CSU 
Eine weitere Partei, die an Wurzeln aus der Weimarer Zeit anknüpfen konnte, war 
die Christlich Demokratische Union (CDU), welche aus der ehemaligen 
                                                 
115 Vgl. Wiegand (Hrsg.), Wiegand, Grolig-Gräf (1989), S. 215 
116 Vgl. Halder (2003), S. 157 
117 SPD (1946), bei: Flechtheim (1963), Bd. 2, S. 18 
118 Vgl.  Wiegand (Hrsg.), Wiegand, Grolig-Gräf (1989), S. 214 
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Zentrumspartei hervorging. Ähnlich der SPD konnte die CDU auf eine große 
Stammwählerschaft zurückgreifen.119 Ab Juni 1945 zunächst hauptsächlich in der 
Region um Köln angesiedelt, kam es in der Folgezeit zu spontanen, voneinander 
unabhängigen regionalen Gründungen der CDU und der Christlich Sozialen Union 
(CSU) in Bayern.120  In den „Kölner Leitsätzen der CDU“121 erarbeitete der dortige 
Gründerkreis eine Programmatik des „Christlichen Sozialismus“122. Aufgrund des 
historisch negativ besetzten Begriffes des Sozialismus entflammte innerhalb der 
Partei eine hitzige Debatte, welche die folgenden Jahre andauern sollte. Im Zuge 
dieser profilierten sich vor allem Jakob Kaiser aus der Berliner CDU und Konrad 
Adenauer aus Nordrhein-Westfalen. Der liberal-konservative Adenauer und der 
sozialistisch eingestellte Kaiser trugen ihre Dissense in die Öffentlichkeit und 
gefährdeten damit den Zusammenhalt der Partei in ihrer Anfangszeit. Um eine 
äußere Einigkeit, insbesondere im Hinblick auf die bevorstehenden 
Landtagswahlen in der anglo-amerikanischen Zone, herzustellen, berief Adenauer 
eine Kommission zur Ausarbeitung eines neuen Parteiprogrammes. Die Ergebnisse 
dieser Arbeit wurden im Ahlener Programm vom 3. Februar 1947 festgehalten. 
Dieses stellte eine Art Kompromiss zwischen den liberalen und den sozialistischen 
Flügeln der CDU dar, welcher in der ursprünglichen Form aber nie umgesetzt 
werden sollte. Vielmehr wurden die aufgestellten Forderungen abgeschwächt und 
modifiziert, bevor sie als parlamentarische Anträge von der Partei in Nordrhein-
Westfalen im Landtag eingebracht wurden. Die Änderungen betrafen vor allem die 
für die Sozialisten im Landtag zentralen Programmpunkte der Mitbestimmung am 
Arbeitsplatz sowie der wirtschaftlichen Planung und Lenkung.123 Dieses Vorgehen 
erwies sich als äußerst geschickt, aufgrund dessen die  Partei sowohl als Einheit 
auftreten als auch viele Wähler der SPD gewinnen konnte.124 Damit war der 
Grundstein für die in der Folgezeit immer deutlicher werdende liberal-konservative 
Ausrichtung der CDU gelegt. Die großen Erfolge der CDU waren größtenteils auf 
Konrad Adenauer zurückzuführen, der sich nach seiner erneuten Absetzung als 
Kölner Oberbürgermeister herausragend für den Aufbau der Partei einsetzte.125 
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Adenauers liberale Überzeugung bewirkte ab 1948, dass er sich um ein Mitwirken 
Ludwig Erhards in der CDU bemühte.126 Dessen Idee der Sozialen Marktwirtschaft 
fand am 15. Juli 1949 Eingang in die Düsseldorfer Leitsätze.127 Hiermit bewies die 
CDU die endgültige Abkehr vom christlichen Sozialismus.  
Die selben Ansatzpunkte vertrat die zweite Unionspartei in Deutschland, die CSU. 
Zur gleichen Zeit gegründet wie die CDU, blieb sie jedoch auf das Land Bayern 
beschränkt. In ihrem Grundsatzprogramm von 1946 positionierten sie sich jedoch 
gegen den von Kreisen der CDU propagierten christlichen Sozialismus. Die CSU 
lehnte „die Planwirtschaft als Ausfluß [sic] eines kollektivistischen Denkens ab“128. 
Gleichzeitig sprach sie sich gegen den „Wirtschaftsliberalismus“129 aus und wählte 
damit schon frühzeitig den „dritten Weg“. Im Februar 1947 wurde die 
„Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU“ ins Leben gerufen. Damit begann die 
langjährige Zusammenarbeit der Unionsparteien in Deutschland.130
 
5.2.2.4 Liberale und FDP 
Die Freie Demokratische Partei (FDP) konnte nur an zersplitterte Wurzeln aus der 
Weimarer Zeit anknüpfen. Dementsprechend gründeten sich nach dem zweiten 
Weltkrieg verschiedene liberale Parteien, welche zunächst Schwierigkeiten hatten, 
sich überregional zu organisieren. Zur Gründung einer liberalen Bundespartei kam 
es dadurch erst im Dezember 1948. Schon von Anbeginn waren Ähnlichkeiten mit 
den Unionsparteien in der Wirtschaftspolitik erkennbar. Jedoch war die FDP die 
einzige Partei, die den Sozialismus von Anfang an eine strikte Absage erteilte.131 
Für die Liberalen zählte persönliches Eigentum als „wesentliche Grundlage 
gesunder Wirtschaft“132.  
Nachdem als erstes in der SBZ Parteien zugelassen worden waren, verloren sie dort 
schnell wieder an Bedeutung. Zunächst gründeten sich dort neben KPD und SPD 
                                                                                                                                               
für die Zentrumspartei. Seine erste Amtsenthebung erfolgte durch die Nationalsozialisten. Im 
September 1945 wurde er vom britischen Oberkommandanten wegen „Unfähigkeit“ abgesetzt, 
nachdem er nur wenige Monate zuvor vom amerikanischen Oberbefehlshaber eingesetzt worden 
war. 
126 Vgl. bpb (Hrsg.), Koerfer (1988), S.111 
127 Vgl. CDU (1949), bei: Flechtheim (1963), Bd. 1, S. 58ff.   
128 CSU (1946), bei: Flechtheim (1963), Bd. 1,, S. 216 
129 Ebd. 
130 Vgl. Ambrosius (1977), S.40 
131 Vgl. Wiegand (Hrsg.), Wiegand, Grolig-Gräf (1989), S. 229 
132 FDP (1946), bei: Flechtheim (1963), Bd. 1,S. 273 
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auch die CDU und die Liberal Demokratische Partei Deutschlands (LDP).133 
Allerdings sollten diese schon von Beginn an von der KPD kontrolliert werden, um 
eine frühzeitige Angleichung der politischen Landschaft und des Wirtschaftssystems 
der SBZ an die der Sowjetunion zu erreichen.134 Zu diesem Zweck wurde auf 
Drängen der UdSSR der „Block der antifaschistischen Parteien“135 gebildet.  
 
5.3 Die treibende Kraft: Dr. Ludwig Erhard 
Mit der Wahl zum Direktor der Wirtschaftsverwaltung der Bi-Zone am 2. März 1948 
bekam Ludwig Erhard die Chance, die zukünftige Wirtschaftsordnung Deutschlands 
maßgeblich mitzugestalten.136 Der Wirtschaftsrat fungierte bereits damals ähnlich 
wie ein parlamentarisches Organ, welches begrenzte Gesetzgebungsbefugnis 
hatte.137 Vorgeschlagen von der FDP gelang es dem parteilosen, aber als liberal 
geltenden Erhard, auch die Stimmen der CDU für sich zu gewinnen. Er überzeugte 
durch sein Konzept der Sozialen Marktwirtschaft, das er in den Jahren zuvor 
gemeinsam mit Alfred Müller-Armack erarbeitet hatte. Gemeinsam mit dem Leiter 
des Grundsatzreferats der Preisabteilung in der Verwaltung für Wirtschaft, Leonhard 
Miksch, einem Angehörigen der „Freiburger Schule“, entwarf Erhard die Vorlage für 
das spätere Leitsätzegesetz, das der Wirtschaftspolitik eine neue Richtung geben 
sollte.138 Darin wurde festgelegt, dass die Währung reformiert und die bis dahin 
existierende Zwangsverwaltungswirtschaft abgeschafft und damit die Preise 
freigegeben werden sollten.139 In der Nacht vom 17. auf den 18. Juni 1948 fand 
ein 18-stündiger Sitzungsmarathon statt mit dem Ergebnis, dass das Gesetz ohne 
wesentliche Änderung, gegen die Stimmen der SPD und KPD, angenommen wurde. 
Für die Erlassung dieses Gesetzes bedurfte es der Zustimmung der Alliierten, 
welche zu diesem Zeitpunkt noch nicht eingeholt worden war.140 Sehr zum Verdruss 
der westlichen Besatzungsmächte erklärte Erhard im Zuge der Währungsreform 
vom 20./21. Juni desselben Jahres die Zwangsverwaltungswirtschaft für 
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beendet.141 Für dieses Vorgehen verlangten die Besatzer eine Erklärung von Erhard 
und machten ihm heftige Vorwürfe für sein eigenmächtiges Handeln. Trotz alledem 
erhielt er die Erlaubnis seinen wirtschaftspolitischen Kurs fortzuführen.142 Trotz 
Kritik von allen Seiten ließ sich Erhard nicht von diesem abbringen und vertraute 
auf die Kräfte des Marktes. Zu Beginn des Jahres 1949 zeigte sich, dass er Recht 
hatte, da sich das Wirtschaftswachstum beschleunigt hatte. Infolge dessen gewann 
Erhard weitere Unterstützung, und die Kritik ließ nach.143 Mit dem am 24. Mai 
1949 in Kraft getretenen Grundgesetz erhielt Erhard die Rahmenbedingung für die 
Fortsetzung seiner Wirtschaftspolitik.144 Von dem weitsichtigen Adenauer 1948/49 
für die CDU gewonnen, wurde Erhard nach der ersten deutschen Bundestagswahl 
am 14. August 1949 zum ersten deutschen Wirtschaftsminister ernannt. Damit 
drückten die deutschen Bürger ihre Zustimmung zu seinem Konzept aus. 
                                                 
141 Vgl. Wiegand (Hrsg.), Wiegand, Grolig-Gräf (1989), S. 245 
142 Vgl. bpb (Hrsg.), Laitenberger (1988), S. 26 
143 Vgl. Görtemaker (2004), S. 75 
144 Vgl. Randak (1985), S. 19 
 32
6. Schlussbetrachtung 
Die Entstehungsgeschichte des Nationalsozialistischen Reiches beunruhigte die 
Siegermächte des zweiten Weltkrieges genug, um ein ähnliches Vorgehen wie 1918 
zu vermeiden. Zu diesem Zweck versuchten sie, Eigeninitiative von deutscher Seite 
bezüglich einer wirtschaftlichen Wiederherstellung durch Besatzung zu verhindern. 
Wie gezeigt wurde, war dieses Vorgehen unnötig. Die Soziale Marktwirtschaft war zu 
dieser Zeit die einzige durchsetzungsfähige Wirtschaftsordnung.  
Die Deutschen waren sich bewusst, dass weder die freie Marktwirtschaft noch die 
zentrale Planwirtschaft funktioniert hatten. Aus diesem Grund entwickelten sie 
frühzeitig einen dritten Weg. Inmitten eines zerstörten Europas ergab sich 1945 die 
Möglichkeit zur Umsetzung. Die vier Jahre fehlender Souveränität der westlichen 
Besatzungszonen verhinderten eine sofortige Festlegung auf diesen Weg. Wie sich 
zeigen sollte, war die Umsetzung in der SBZ/DDR für 40 Jahre verhindert. 
Nichtsdestotrotz setzte sich diese Wirtschaftsordnung auf lange Sicht in 
Gesamtdeutschland durch. Hätte der Dissens der Siegermächte auf der Potsdamer 
Konferenz zu einer Passivität in deutschlandpolitischen Fragen geführt, so wäre 
dies schneller der Fall gewesen.  
Das wirtschaftspolitische Eingreifen sowohl der Westmächte als auch der 
Sowjetunion bewirkte einen langsameren Wiederaufbau als möglich gewesen wäre. 
Die Verfolgung der eigenen Interessen der Besatzer führte zu einer Uneinheitlichkeit 
der deutschen Wirtschaft. Besonders in der späteren DDR entstand ein 
wirtschaftlicher Rückschritt, der bis heute nicht wieder aufgeholt werden konnte.  
Dieses ehemals fortschrittlichste Gebiet wurde durch Bodenreform und 
Demontagen im innerdeutschen Vergleich zum „Entwicklungsland“. 
Der in mehreren Orten in den westlich besetzten Zonen aufkeimende Widerstand 
gegen die Besatzungspolitik zeigte den Willen der Deutschen selbst tätig zu werden. 
Dies äußerte sich ebenso im Engagement der Bürger in den neu gegründeten 
Parteien. Zwar herrschte in der Bevölkerung und zwischen den Parteien Uneinigkeit 
über die zu verfolgende wirtschaftliche Linie, dennoch offenbart ein Blick in deren 
Programme, dass die Soziale Marktwirtschaft den bestmöglichen Kompromiss 
darstellte. Ein weiterer Beleg dafür war die Wahl Ludwig Erhards zum Direktor der 
Wirtschaftsverwaltung der Bi-Zone. Seine Konsequenz in der Durchsetzung der 
Sozialen Marktwirtschaft stützt die Annahme, dass die Politik der westlichen 
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Besatzer eine zu vernachlässigende Rolle in der wirtschaftlichen Neuordnung 
Deutschlands spielte.  
Die bedeutendste Bestätigung der Sozialen Marktwirtschaft von deutscher Seite 
zeigt sich in den Ergebnissen der ersten deutschen Bundestagswahlen. Diese 
Möglichkeit der freien Meinungsäußerung zeigt die Durchsetzungskraft des dritten 
Weges. Hier wird sehr deutlich, dass die innerdeutschen Kräfte ausschlaggebend 
waren für Entwicklung der deutschen Ökonomie hin zur Sozialen Marktwirtschaft.  
Die angenommene Pfadabhängigkeit liegt somit vor. 
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